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Weitere Themen
4000 Seiten
Temelín-Dokumente
Was uns CEZ und Westing-
house verweigerte, be-
schafften US-Anwälte 4

Termine 3

Volksbegehren:
Nachwehen 8

PLAGE Tagebuch 10

Atommüll-Deponie

Risiko-Ausbau: Mit den geplanten Atommüll-Zwischenlagern würde sich das
Gefahrenpotential der deutschen Atomstandorte Isar (bei Landshut), Gundremmingen,
Grafenrheinfeld... extrem erhöhen.

Einige Entfernungs-Richtwerte (Luftlinie):
Isar > Salzburg 102 km, Isar > Burghausen 60 km, Isar > Braunau 65 km
Gundremmingen > Grenze Vorarlberg 115 km
Temelín > Grenze Österreich 53 km, Temelín > Linz 95 km,
Temelín > Deutsche Grenze 58 km, Temelín > Salzburg 178 km

Der dreissigjährige deutsche „Atomausstieg“ ist nur machbar, wenn die

atemberaubende Menge Atommüll irgendwo aufbewahrt werden kann.

Als Mülleimer sollen CASTOR-Behälter dienen. Und weil fahrende

CASTORen in Deutschland nicht eben beliebt sind, sollen diese Müll-

tonnen, die niemand entleert, direkt neben den AKWs aufgestellt wer-

den. Allein in Süddeutschland sind sechs dieser so genannten

„Zwischenlager“ an bestehenden Atom-Standorten geplant. Jedes mit

dem x-fachen Gefahrenpotential einer gewöhnlichen AKW-Ladung.

Meist oberirdisch, in Lagerhallen.

50.000 österreichische Einwendungen gegen diese brandgefährlichen
Zeitbomben werden ab 9. April in München erörtert. Seite 2

Deutschland

MYDLOVARY

Die Uranschlammdeponien nahe der Ort-

schaft Mydlovary in Südböhmen – eine

katastrophale Hinterlassenschaft der Atom-

wirtschaft. Ein PLAGE-Team unter Leitung von

Thomas Neff (rechts) durfte Messungen auf

der Deponie K1 durchführen. Anwalt Ed Fagan

(links) begleitete uns. Seite 7

Eine Gruppe junger Salzburger Atomgegner-

Innen sorgte u.a. mit einem Riesentransparent

am Markartsteg für Aufmerksamkeit, nicht

zuletzt für das brisante Thema deutsche

Atommüll-Zwischenlager. Seite 10

Gleich zwei mal war der Grenzübergang nach

Freilassing Schauplatz für Anti-Atom-Veranstal-

tungen der Salzburger PLAGE. Seite 10

ATOMMÜLL-LAGER

GRENZAKTIONEN
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S
eit dem 11. September 2001 ist das
Vorhaben noch ein Stück surrealer:

Neben laufenden Atomkraftwerken sollen
oberirdische "Zwischenlager“ in Lagerhal-
len mit Castor-Behältern jene hochradio-
aktiven Stoffe aufnehmen, die schon im
AKW selbst nur fragwürdig mittels Con-
tainment von der Außenwelt abgeschirmt
sind.

Abgebrannte Brennstäbe sind das Radio-
aktivste, das die Welt kennt. Ihr radioakti-
ves Potential nimmt während des Betriebs
beständig zu. Sie zu sammeln und aufzube-
wahren heißt, das Vielfache der Gefahr
eines einzelnen Atomreaktors an einem
Ort anzuhäufen. Reaktorbrennstoff aus Jah-
ren und Jahrzehnten mit Unmengen an lang-
und längstlebigen radioaktiven Partikeln.

Es ist ein Konzept der Gefahrenmultipli-
kation, wenn den Standorten Ohu, Gund-
remmingen und Grafenrheinfeld auch noch
die „vorübergehende“ Lösung des Abfall-
problems aufgehalst wird.

Mehr Widerstand,
mehr Atomausstieg

Massiver Widerstand gegen dieses "Ent-
sorgungskonzept" kann den Atomausstieg
in Deutschland beschleunigen. Denn der
Weiterbetrieb von AKWs in Deutschland
ist nur dann gewährleistet, wenn die abge-
brannten Brennelemente
irgendwo (zwischen)ge-
lagert werden können, bis
ein Endlager gefunden ist.
(Ceterum censeo: Ein sol-
ches kann man letztlich "fin-
den". Den sicheren Ein-
schluß der ungeheuren
Mengen an langlebiger Ra-
dioaktivität auf Jahrzehn-
tausende jedoch kann nie-
mand garantieren. Und so-
mit kann es überhaupt kein
wirklich sicheres, verant-
wortbares Endlager geben.)

Daher die zentrale For-
derung: Ob "Zwischen-"
oder "Endlager", der gere-
gelte Einstieg in die Lage-
rung von Atommüll ist nur

ÖSTERREICHISCHE EINWENDUNGEN

GEGEN DIE ATOMMÜLL-ZWISCHENLAGER

OHU, GUNDREMMINGEN, GRAFENRHEINFELD, ...

in dem Maße akzeptabel, in dem Atomkraft-
werke stillgelegt und nicht durch neue Atom-
meiler ersetzt werden.

Bauchlandung für Kanzlerkan-
didat Stoiber: Ausstieg aus
dem Ausstieg unerwünscht

Der deutsche Atomausstieg, für den die-
se Lager angeblich gebraucht werden, ist
längst als Ausstiegslüge entlarvt. Und die
deutsche Atomindustrie findet den verein-
barten „Atomausstieg“ sogar überaus ak-
zeptabel. Jüngst drängte sie Unions-Kanz-
lerkandidat Edmund Stoiber (CSU) laut
Zeitungsinformationen, im Falle eines Wahl-
sieges im September den „Atomausstieg“
nicht rückgängig zu machen. Wie die „Ber-
liner Zeitung“ unter Berufung auf „infor-
mierte Kreise“ berichtete, hat die Energie-
wirtschaft Stoiber zu verstehen gegeben,
dass sie kein Interesse an der Außerkraft-
setzung des mit der rot-grünen Bundesre-
gierung geschlossenen Ausstiegsvertrages
hat. Stoiber hatte mehrfach angekündigt, er
werde nach einem Wahlsieg den Vertrag
aufkündigen. Die Stromwirtschaft sehe in-
zwischen Vorzüge im Ausstiegskonsens, der
Atomkraftwerken eine Laufzeit von mehr
als 30 Jahren garantiert, schrieb das Blatt
weiter. Ohne die Vereinbarung mit Rot-
Grün hätte es nach Auffassung der Atom-

Greenpeace-Projektion am
13.12.2001auf einem der
Kühltürme in Gund-
remmingen. Das AKW ist
mit 2 Blöcken zu je 1344
MW Leistung seit 1984
das größte Atomkraftwerk
Deutschlands. Jetzt soll in
Gundremmingen ein
Zwischenlager für 192
Castoren gebaut und damit
zugleich der Weiterbetrieb
der beiden Blöcke
garantiert werden. Das
Lager könnte den
Atommüll von mehr als 40
Betriebsjahren aufnehmen,
u.a. rund 17.000 kg
Plutonium. (Bild:
www.atommuell-zwischen-
lager.de)

Die sechs in Süddeutschland geplanten Atommüll-Zwischenlager sind
mindestens so gefährliche atomare Zeitbomben wie die Risikoreaktoren an Österreichs Grenzen.
50.000 Österreicherinnen und Österreicher haben Einwendungen gegen die oberirdischen Lagerstätten
erhoben. Am 9. April findet in München der Erörterungstermin statt. Nützen wir die Gelegenheit,
unseren Widerstand durch persönliche Anwesenheit zu demonstrieren. Jeder einzelne kann etwas
bewirken, das hat Wackersdorf eindrucksvoll gezeigt.
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industrie nach den Terroranschlägen vom
11. September 2001 in Deutschland sehr
wahrscheinlich eine Debatte über die
Schnellabschaltung von Meilern gegeben. �
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FR 05.04.2002, 16.00 UHR

SALZBURGER RATHAUS (EINGANG GETREIDEGASSE)

Infoveranstaltung zum Erörterungstermin
Die gemeinsam von Stadt und Land Salzburg sowie PLAGE anberaumte öffentliche
Informationsveranstaltung dient der Vorbereitung auf den Erörterungstermin am 9. April in
München. Referent Geert Weimann (Forschungszentrum Seibersdorf) , der an der Studie
über die Zwischenlager mitgearbeitet hat, wird über die Auswirkungen der „BELA“
(Brennelementelager) auf Österreich berichten. Weiters soll das gesamte Prozedere der Be-
handlung von Einwendungen besprochen und vorbereitet werden. Alle, die am 9. April mit
nach München kommen wollen, sollten nach Möglichkeit an dieser Vorbesprechung teilneh-
men.

DI 09.04.2001, 10.00 UHR

MÜNCHEN-ARENA, TONI-MERTENS-WEG 4, D-80809 MÜNCHEN

ERÖRTERUNGSTERMIN IN MÜNCHEN
für die 6 geplanten Atommüll-Zwischenlager in Deutschland
Etwa 50.000 ÖsterreicherInnen haben Einwendungen gegen die Zwischenlager an das deut-
sche Bundesamt für Strahlenschutz in Salzgitter abgegeben. Auf dem Erörterungstermin wer-
den diese Einwendungen behandelt. Stadt und Land Salzburg werden offiziell vertreten sein
(Bürgermeister Schaden, Umweltlandesrat Raus), dennoch ist eine entsprechend große Betei-
ligung durch Einzeleinwender sehr wünschenswert und notwendig. Bei ausreichend Interesse
organisiert die PLAGE eine Busfahrt nach München (s. Anmeldung unten).

Beginn 10.00 Uhr, Einlass ab 9.00 Uhr (nur mit Ausweis!)
Die Erörterung wird voraussichtlich 2 Tage in Anspruch nehmen.

Bei ausreichend großer Nachfrage gibt es eine PLAGE-Busfahrt zum Erörterungs-
termin am 9. April (Abfahrt um 7.30 Uhr, Rückfahrt 18.00 Uhr, Fahrpreis EUR 10,-). Interes-

senten ersuchen wir um ehestmögliche telefonische Anmeldung im PLAGE-Büro,

Tel. (0662) 64 35 67 (Mo-Do 9-13 Uhr).

SA 18.05.2001 BIS MO 20.05.2001 (PFINGSTEN)

WULLOWITZ UND NIEMANDSLAND

ANTI-ATOM-PARADE "Für ein atomfreies Europa"
Auszüge aus dem geplanten Mega-Programm: � Diskussionsrunden namhafter Politiker und

Wissenschaftler aus EU-Staaten und beitrittswerbender Staaten � Startschuss für Bündnis

atomfreier Staaten � Rahmenprogramm mit zahlreichen prominenten Künstlern und über 30

Live-Bands � Wirtschaftsausstellung zum Thema alternative Energiegewinnung � Informa-

tionsangebot der internationalen Atomgegnerorganisationen � Präsentation "Energie-

partnerschaft": 1. energieautarke Gemeinde in Tschechien. Veranstalter: Stop Temelín Komi-

tee, Andreas Reimer, Tel. 0664-1328370, www.grenzblockade.at

TERMINE

IMPRESSUM

Alleineigentümer, Herausgeber,
Verleger: Verein Überparteiliche
Salzburger Plattform gegen Atom-
gefahren (PLAGE). Verlagsort:
5020 Salzburg. Redaktion: Peter
Machart, Heinz Stockinger

Vereinsadresse, Redaktion:
5020 Salzburg, Nonntaler Haupt-
str. 86, Tel./Fax (0662) 643567.
Bürozeiten Mo-Fr 09.00-13.00 Uhr
e-Mail: plage@aon.at

Blattlinie: Zeitschrift zur Förde-
rung des Ausstiegs aus der Atom-
energie und des Einstiegs in huma-
ne, umweltfreundliche Energie-
alternativen. Druck: Offset 5020,
Salzburg

PLAGE-Alltag unterhaltsam: Trotz
der gefährlichen Anschrift traute sich
der Briefträger noch zu uns herein.
Und auch die enthaltenen Einwen-
dungen wurden weitergeleitet.

EU-Kommissarin

Palacio verteidigt

Atomkraft
EU-Energie- und Verkehrs-

kommissarin Loyola de Palacio
trat in einer Rede Anfang Juli in
Frankreich vehement für die
Atomenergie ein. Sie hält es für
"unverantwortlich", daraus aus-
zusteigen, wenn die EU ihre
Klimaschutzverpflichtungen er-
füllen wolle. Die Palacio-Linie
konnte sich – siehe Bonner
Klimakonferenz – innerhalb der
EU offenbar nicht durchsetzen.

(Quelle: EU-Umweltbüro Wien,
10.7.2001)

EU

Die stellvertretende
Obfrau der PLAGE,
Maria Fellner, wurde
am 29. Nov. 2001
von der Kronen-
zeitung zur „Salzbur-
gerin des Jahres“
gewählt. Sie nahm
die Ehrung „im
Namen aller
unbekannten und
ungenannten Anti-
Atom-Aktivisten mit
Freude entgegen“.

Schmankerl aus dem

ÖkoMuseum
www.oekoweb.at/infoebenen/
oekomuseum/

"Das Atomreaktoren-Zentrum
Seibersdorf wird in absehbarer
Zeit imstande sein, Pillen
herzustellen, die den Menschen
vor radioaktiver Bestrahlung und
Atomtod schützen."
(EXPRESS, 17.02.1966)
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G
egen Ende des letzten Jah-
res, am 6. Dezember, war

es endlich so weit. Nach langem
Ringen. Denn das Land Ober-
österreich hatte einfach die eine
der beiden Klagen gegen Temelín
an sich gerissen, für die die
Landeshauptleute-Konferenz im
Juni 2001 finanzielle Unterstüt-
zung beschlossen hatte; der ur-
sprünglich beschlossene Unter-
stützungsrahmen wurde sukzes-
sive herabgesetzt; Salzburgs
Finanzlandesrat Wolfgang Eisl
gestand keinen Groschen für
Büromaterial und -infrastruktur
sowie für die immense Koordi-
nationstätigkeit Maria Fellners
zu – ein Fulltime-Job, und das
neben der Arbeit in der eigenen
Firma. Das alles schluckte die
PLAGE letztenendes, einschließ-
lich der großen finanziellen
Mehrbelastung. So konnte
schließlich Anfang Dezember die
Fördervereinbarung zwischen
Land Salzburg und PLAGE un-
terzeichnet werden. Maximal
ATS 733.424,- (E 53.300,-) wer-
den gewährt "für die Einbrin-
gung einer Klage von Privatper-
sonen ("Personenkomitee") ge-
gen CEZ und Westinghouse auf
Feststellung der Haftung der
Beklagten für mögliche Schäden

aus dem Betrieb des AKW
Temelín vor einem österreichi-
schen Gericht" sowie "für die
Durchführung des Gerichtsver-
fahrens erster Instanz". Inzwi-
schen wurden, wie auch in den
Medien gemeldet, von PLAGE-
Anwalt Dr. Helmut Hüttinger
die Vorbereitungen für den Gang
vor Gericht abgeschlossen und
am 1. März 2002 die Fest-
stellungsklage auf Haftung und
die Unterlassungsklage beim
Landesgericht Linz eingebracht
(Kläger Mathilde Halla und Josef
Pühringer, beide OÖ. Plattform).
Der Förderbetrag soll die Ge-
richtskosten, Expertenstellung-
nahmen u.ä. decken. Selten dürf-
te ein Prozeß, der im öffentli-
chen Interesse liegt, die öffentli-
che Hand so billig kommen!...
Einen ähnlichen Fördervertrag
hat im übrigen das Land Nieder-
österreich mit dem Arbeitskreis
gegen Atommüll – Waldviertel
abgeschlossen.

Unterstützung durch
die Bundesregierung:
Verraten und verkauft

Anstatt zumindest im Hinter-
grund diese Klagen, sprich neu-
en Chancen, gegen das AKW
Temelín in ihre Strategie einzu-

bauen, fiel uns die Bundesregie-
rung durch den vorzeitigen Ab-
schluß des Energiekapitels im
EU-Beitrittsprozeß Tschechiens
in den Rücken. Kurz zuvor hat-
ten bekanntlich BK Schüssel und
Umweltminister Molterer mit
Tschechiens Ministerpräsident
Zeman und EU-Erweiterungs-
kommissar Verheugen in Brüs-
sel die Melker Verhandlungen
abgeschlossen. Angesichts der
österreichweiten Empörung, die
trotz des Erfolgsgetöses über
den windelweichen Kompromiß
tags darauf einsetzte, pochte
Molterer darauf: "Nach gelten-
dem Völkerrecht muß Öster-
reich Temelín akzeptieren."
Dazu meint Völkerrechtsex-
perte Prof. Wolf von der Uni-
versität Hannover: „Es ist ein
Recht jedes Staates, sich zu ent-
scheiden, aus welchen Quellen
die Energie geschöpft wird. Er
darf dabei aber nicht die ele-
mentaren Interessen des ande-
ren Staates, insbesondere den
Schutz des Lebens der Bewoh-
ner, dabei verletzen. Die Völ-
ker- und Menschenrechte gel-
ten auch für Länder, die noch
nicht zur EU gehören.“ Das Er-
gebnis der Brüsseler Verhand-
lungen wird geradezu absurd,

wenn man weiß, dass die darin
festgeschriebenen Nachrüs-
tungen nur dann realisiert wer-
den sollen, wenn sie das tsche-
chische Institut für Atomfor-
schung für notwendig erachtet.
Dieses Institut ist zur 52,46 Pro-
zent im Besitz der Temelín-Be-
treibergesellschaft CEZ und hat
schon bisher viele der „unab-
hängigen“ Expertisen zum AKW
Temelín erstellt.

"Schwarzbuch":
Gipfel der Unfähigkeit

In eine ähnliche Versagens-
Kategorie fällt der Umgang der
Bundesregierung mit dem
„Schwarzbuch“, dem Bericht des
Internationalen österreichischen
Expertenteams zum AKW Te-
melín. Diesen Bericht hatte die
Bundesregierung selbst in Auf-
trag gegeben. Das Expertenteam
wurde von Direktor des staatli-
chen Instituts für Risikofor-
schung, Univ.-Prof.Dr. Wolfgang
Kromp, zusammengestellt und
geleitet. Im Gegensatz zu herab-
setzenden Bemerkungen öster-
reichischer Atomlobbyisten (zB
Prof. Rauch u.a. vom Atominsitut
der österreichischen Universi-
täten) umfaßte dieses Team ab-
solute Reaktorfachleute und In-

Klagen: Gegen Temelín und
über Österreichs Regierung!

PLAGE ERREICHT HERAUSGABE VON US-DOKUMENTEN ZU TEMELÍN/WESTINGHOUSE

PLAGE-Pressekonferenz am 2. März zum Stand der Temelín-Rechtsschritte und den Messergebnissen auf der Urandeponie Mydlovary. Bild: Christian Nösterer

Während Österreichs Anti-Atom-Plattformen alles Geld und Initiative ergreifen, um Temelín auf dem
Rechtsweg abzustellen, setzt die Bundesregierung ihren Weg des hilflosen Aktionismus fort. In Vier-
Augen-Gesprächen mit tschechischen Politikern wird die gänzlich undramatische private Sicht der
Dinge offenbart (s. Seite 6), vor österreichischen Wählern gibt man sich kampfbereit wie Bush gegen
Bin Laden. Die Amateurshow bringt weder Stimmen noch stoppt sie Temelín.
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ARTIKEL AUS „DER STANDARD“, 04.12.2001

Temelín: Fortschritt mit Fragezeichen - Von Manfred Rotter
Eine Einschätzung der Temelín-Einigung aus völkerrechtlicher Sicht. (Der Autor ist Vorstand
des Instituts für Völkerrecht und internationale Beziehungen an der Universität Linz.)

"Alles in allem haben wir verfahrensmäßig,
die tschechische Seite aber inhaltlich gepunktet"

sider der Atomwirtschaft. So
wird man etwa Harold Denton
schwerlich den Expertenstatus
streitig machen können: er stand
als Chef der US-Atomaufsichts-
behörde NRC (Nuclear Regu-
latory Commission) 1979 wäh-
rend des ersten atomaren Su-
per-GAUs der Geschichte – im
AKW Three Mile Island-II bei
Harrisburg – im Zentrum des
Geschehens. Der Bericht wur-
de der österreichischen Regie-
rung im Frühsommer 2001 über-
geben. Die tat damit...nichts! Sie
berief sich lange nicht darauf, sie
schickte ihn nicht an die Regie-
rungen der anderen EU-Mitglie-
der, nicht einmal an die "Atom-
freien", nicht an die EU-Kom-
mission. Fazit: Die österreichi-
sche Regierung hatte nicht allzu
viele Werkzeuge gegen Temelín.
Das "Schwarzbuch" des Inter-
nationalen Expertenteams wäre
ein wichtiges Werkzeug gewe-
sen. Sie hat es nicht genützt.
Was ein doppeltes Versagen ist,

Die eigentliche Bedeutung der Einigung zwi-
schen Kanzler Schüssel und Ministerpräsident
Zeman erschließt sich erst im Kontext ihrer
Vorgeschichte. In Kürze: Vor dem Hintergrund
massiver Kritik an der Errichtung der beiden
KKW-Blöcke in Temelín hatte die österreichi-
sche Bundesregierung eine international be-
setzte Expertengruppe mit der Erarbeitung ei-
nes Berichtes über das KKW Temelín betraut,
welcher diesen Sommer vorgelegt und auf der
Homepage des Bundesumweltamtes veröffent-
licht wurde. Dadurch wurde immerhin die
Temelín-Kontroverse aus dem emotional Diffu-
sen in das sachlich Konkrete gehievt.

Besorgniserregende Mängel

Dieser Bericht legt in vielen Details dar, dass
Block 1 des KKW Temelín eine Reihe von
durchaus besorgniserregenden Mängeln auf-
weist. Diese sind, um es gleich vorwegzuneh-
men, grundsätzlich behebbar. Ob sich der Be-
trieb nach dem dafür nötigen Aufwand noch
lohnt, ist eine andere Frage. Die die tschechi-
sche Seite zu klären hat.

Die Aufgabe der so genannten Null-Lösung war
daher realistisch, weil die vorliegenden Ergeb-
nisse eine gerichtsfähige Forderung nach Ein-
stellung von Temelín 1 nicht ausreichend belegt
hätten. Greifen wir aus der Fülle der einzelnen
Fakten für den Bereich dieser Bewertung vier
heraus:

Der Reaktordruckbehälter wurde bislang nicht
auf seine Versprödungsfestigkeit getestet, was
die tschechische Seite nie bestritten, sondern
immer zum Anlass für das Versprechen genom-
men hatte, diese Tests in den nächsten fünf
Jahren - also nicht vor, sondern erst nach Inbe-
triebnahme - vorzunehmen.

Das Containment (Betonmantel) wurde nicht
auf seine Festigkeit unter Berücksichtigung er-
wartbarer Belastungen durch mögliche Brüche
oder Lecks des Druckbehälters getestet.

In 28,8 Meter Bauhöhe besteht infolge proble-
matischer Rohrführung die Gefahr der Beschä-
digung von Kühlleitungen mit dem Risiko des
Verlustes der Steuerbarkeit des KKWs, was von
tschechischer Seite zugegeben wird, ohne der-
zeit sinnvolle Abhilfen anbieten zu können.

Es wurden nicht typisierte Sicherheitsventile
verwendet, was Tschechien ebenfalls zugibt;
der Austausch ist bereits angelaufen. Nimmt
man diese vier Punkte als Kernprobleme der
immer wieder zitierten sieben Mängelgruppen
und projiziert sie auf die jetzige Einigung, stellt
man fest, dass die tschechische Seite nichts

versprochen hat, was sie nicht ohnehin schon
unter dem Druck der Faktenlage zugestehen
musste. Vor allem wird es dabei bleiben, dass
der Reaktordruckbehälter erst in den nächsten
fünf Jahren schrittweise auf seine (verkürzt ge-
sagt) Festigkeit geprüft werden wird. Von den
fehlenden Tests des Containments wird in der
Vereinbarung überhaupt nicht gesprochen.

In der Sache bringt sie, so gesehen, keine Fort-
schritte. Wohl aber in ihrer künftigen Form, wenn-
gleich die jetzige Vereinbarung eine so genannte
außerrechtliche zwischenstaatliche Abmachung
(= ohne Rechtsverbindlichkeit) darstellt. Wenn
aber alles wunschgemäß läuft, was noch nicht
feststeht, werden die tschechischen Zusagen in
geeigneter Form in den Beitrittsvertrag aufge-
nommen oder diesem beigeschlossen werden.
Damit würde sich in der Temelín-Frage für Ös-
terreich der Zugang zum Europäischen Gerichts-
hof eröffnen, ein unschätzbarer Vorteil!

Nachbesserung!

Schwer zu deuten ist das jeweilige Festhalten
beider Seiten an ihren Vorstellungen bezüglich
der Haftungslimits für Unfallschäden. Die Tsche-
chische Republik ist Partei eines völkerrechtli-
chen Vertrages mit komfortablen Haftungslimits,
dem Österreich mit gutem Grund nicht beigetre-
ten ist. Österreich hält an den rigorosen Haftungs-
bestimmungen seiner Gesetzgebung fest. Bei-
des kann nicht gleichzeitig gelten. Nach-
besserung ist geboten!

Alles in allem haben wir verfahrensmäßig, die
tschechische Seite aber inhaltlich gepunktet.
Nachsatz: Die Nuklearlobby hat es bis jetzt meis-
terhaft verstanden, die Aufnahme der Sicherheits-
standards in den Kompetenzkanon des Gemein-
schaftsrechtes zu verhindern. Ein unhaltbarer
Zustand!

Gemeinschaftsrechtliche Standardisierung

Schließlich ist nicht einzusehen, wieso zwar die
Außenspiegel von PKW, nicht aber die Sicher-
heitsauflagen für KKWs gemeinschaftsrechtlich
standardisiert sind.

Zur Abrundung der sich abzeichnenden Lösun-
gen sollten Kanzler und Außenministerin auf
dem Gipfel von Laeken (14.-15. Dezember) alles
daran setzen, dass die österreichischen Temelín-
Bedenken aus ihrer Vereinzelung gelöst und in
den weiteren Zusammenhang der dringenden
Notwendigkeit der Normierung von Sicherheits-
standards für KKWs auf Gemeinschaftsebene
gestellt werden. (DER STANDARD, 04.12.2001)

Salzburg-Krone, 02.12.2001
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weil sie das Werkzeug selber
bestellt hatte. Oder wollte sie
etwa gar kein wirksames Instru-
ment?...

Von Westinghouse und
CEZ verweigerte
Unterlagen liegen
unseren Anwälten vor

Vor gut einem Jahr ersuchten
die Atomgegner die Firma Wes-
tinghouse um spezielle Unter-
lagen zum AKW Temelín. Ziem-
lich trocken wurde beschieden,
es gäbe keinerlei rechtliche oder
andere Erfordernisse, diese
Dokumente auszuhändigen.

Das amerikanische Rechts-

Salzburg-KRONE, 03.03.2002

system hat aber durchaus Mög-
lichkeiten, interessierte Bürger,
auch ausländische, mit Informa-
tionen zu versorgen, die Kon-
zerne nur zu gern als Betriebs-
geheimnis darstellen. Dank dem
„Freedom of Information Act“
(Gesetz über Zugang zu Infor-
mationen) wurden auf PLAGE-
Initiative wichtige Unterlagen aus
verschiedenen US-Behörden
losgeeist. Sie umfassen sowohl
finanzielle als auch sicherheits-
relevante Dokumente. Auch der
immer bestehende Verdacht,
dass im Umfeld von Temelín
nicht alles legal war, ist nun er-
härtet. US-Anwälte Diane Sammons und Ed Fagan bei der Präsentation der ersten

Dokumentenlieferung am 2. März 2002 im Rahmen des „Freedom of
Information Act“. Dieses US-Gesetz ermöglicht interessierten Bürgern Zugang
zu Behördenunterlagen, wie in diesem Fall der amerikanischen Atomauf-
sichtsbehörde (NRC). Bild: Christian Nösterer

Aus den vorliegenden Unter-
lagen ergibt sich auch die Frage,
ob bei der Vergabe des Wes-
tinghouse-Kredites der US- Ex-
port-Import-Bank (EXIM-Bank)
wirklich alle vorgeschriebenen
Kriterien berücksichtigt wurden.

Außerdem kann auf Grund
der bereits gesichteten Unter-
lagen schon jetzt gesagt wer-
den, dass der Sicherheitsbericht
zu Temelín, den CEZ im April
bei einer IAEA-Konferenz vor-
zulegen gedenkt, widerlegt wer-
den kann. Die bisher vorliegen-
den Unterlagen im Umfang von
ca. 4.000 Seiten werden derzeit
von Fachleuten gesichtet und
auch den tschechischen und
deutschen NGOs zur Verfügung
gestellt.

Schon in den nächsten Tagen
wird eine weitere Dokumenten-
lieferung aus den USA erwartet.
Diane Sammons, die für die PLA-
GE im Auftrag von Ed Fagan das
Freedom of Information Act-
Verfahren abwickelt, war vor
Ihrer Anwaltstätigkeit Staatsan-
wältin in New York. Ihre konse-

Das PLAGE
Spendenkonto zur

Fortsetzung der
Temelín-Rechtsschritte:

PLAGE
Temelín-Rechtsschritte
Konto Nr. 20 19 776

BLZ 35200 Raiffeisenver-
band

Salzburg, Schallmoos

Vaclav Klaus kritisiert Schüssel wegen jüngster
Temelín-Aussage

"Innenpolitisches Spiel"
 Wien - Der Chef des tschechischen Unterhauses Vaclav Klaus
hat Bundeskanzler Wolfgang Schüssel wegen dessen jüngster
Aussage kritisiert, dass Österreich einem Abschluss des Energie-
kapitels in den EU-Beitrittsverhandlungen Tschechiens nur
zustimmen werde, wenn alle Fragen um das südböhmische
Atomkraftwerk Temelín geklärt seien. Nach Zeitungsberichten
vom Donnerstag warf Klaus österreichischen Spitzenpolitikern
vor, diese würden unter vier Augen anders als auf Pressekon-
ferenzen reden.

"Vereinbarungen fortsetzen"
"Ich denke, man kann dieses Spiel nicht spielen. Man muss jene
Vereinbarungen, die vor einem Jahr in Melk gemacht wurden,
fortsetzen und die Ergebnisse auswerten", erklärte Klaus bei
einem Besuches im südmährischen Atomkraftwerk Dukovany
am Mittwoch. "Ich will das nicht kommentieren. Ich habe mit
Herrn Bundeskanzler (Schüssel) eineinhalb Stunden unter vier
Augen gesprochen. Beim einem Besuch in Preßburg wurde ich
neben die Vizekanzlerin gesetzt und habe mit ihr darüber
gesprochen. In Salzburg habe ich darüber mit dem Präsident
(Thomas) Klestil gesprochen." Klaus sprach von einem "innen-
politischen Spiel", in Österreich.

"Es freut mich nicht, wenn ich von diesen Spitzenpolitikern
zunächst erfahre, dass sie es (Temelín) persönlich weniger
dramatisch sehen, und wenn man dann auf einer Pressekonfe-
renz weit schärfere Worte hört. Wenn ich selbst etwas sagen
will, dann sage ich es jemandem in die Augen ... Ich sage
hinterrücks nicht etwas Anderes", betonte Klaus. (APA, am
13.09.2001 aus „DER STANDARD“)

SN,06.02.2002

quente Arbeitsweise und Zähig-
keit bei der Beschaffung der Un-
terlagen ist beeindruckend. �
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E
s raschelt im Gestrüpp. Der Messtrupp
hat Meister Lampe aufgeschreckt. Der

Hase schlägt einen schnellen Haken und
verschwindet im hohen Gras. „Die vielen
Wildtiere hier sind ein Problem“, sagt Tho-
mas Neff von der Salzburger Plattform ge-
gen Atomgefahren (PLAGE), „sie graben
unzählige Höhlen und schaffen so immer
wieder radioaktives Material an die Ober-
fläche. Das wird dann vom Wind über das
Land verbreitet.“

Wir sind auf K1, einer Uranschlamm-
deponie bei der kleinen tschechischen Ort-
schaft Mydlovary. K1 ist 27 Meter hoch, 600
Meter lang und 400 Meter breit. Unter uns
liegen vier Millionen Tonnen radioaktiver
Uranschlamm, erklären die tschechischen
Experten von der Deponieverwaltung
Diamo. Erstmals hat die PLAGE von der
Direktion des Betriebes die offizielle Ge-
nehmigung bekommen, hier Radioaktivitäts-
messungen durchzuführen. Thomas Neff
führt die Messungen durch. Ein tschechi-
scher Messtrupp misst parallel dazu. Ge-
tarnt als eifriger, die Messdaten protokol-
lierender Assistent ist Ihr Berichterstatter
ebenfalls mit dabei. (Liebe Diamo-Direkti-
on, verzeihen Sie bitte den kleinen Schwin-
del, aber Schwejk hätte es auch so ver-
sucht.) Ganz offiziell durfte auch US-Anwalt
Ed Fagan den strahlenden Hügel besteigen.

Spitzenwerte durch Fuchs
und Hase

Schon am Tor schlagen die Geigerzähler
aus. 100 Impulse pro Minute. „Normal“
wären 20 bis 40. Wir gehen ein paar Schrit-
te in Richtung Deponie. 160 Impulse. Am
Fuß der riesigen Aufschüttung sind es 450.
Leere Patronenhülsen liegen herum. In dem

Revier wird offensichtlich fest gejagt. „So
kommt die Radioaktivität in die menschli-
che Nahrungskette“, kritisiert Thomas Neff.
Er misst die Radioaktivität am Ausgang ei-
nes Fuchs- oder Hasenbaus. 3400 Impulse
pro Minute. Auf dem breiten Rücken der
Hügel-Deponie zeigt der Geigerzähler kon-
stant 2000 Impulse.

Die Deponie sei auf einer wasserundurch-
lässigen Lehmschicht errichtet worden und
das ablaufende Regenwasser werde erfasst
und geklärt, versichern die tschechischen
Experten. Thomas Neff ist hier skeptisch.
„Niemand kann wirklich sagen, ob und wie
die Lehmschicht unter der riesigen Depo-
nie tatsächlich gegen das Grundwasser dicht-
hält.“

Das Abdeckmaterial ist eine Mischung
aus Kalk und Asche. Darauf wächst ein
schilfähnliches hohes Gras. Sichtbar ist die
seitliche Befestigung des Hügels mit Stein-
platten. Sie sollen ein seitliches Ausbrechen
der Deponie verhindern, so wie es bei
einem Unfall im Jahr 1965 geschehen ist. Für
mehr Sanierungsmaßnahmen reicht bislang
das Geld nicht.

Radioaktives Radon strömt aus
Das ständige Ausströmen des radioakti-

ven Edelgases Radon aus dem Areal wird
von den anwesenden tschechischen Fach-
leuten nicht bestritten. „Radon verursacht
Lungenkrebs, das ist wissenschaftlich unbe-
stritten“, sagt der Salzburger Strahlen-
physiker Franz Daschil. „Die radioaktiven
Substanzen können vom Wind viele Kilo-
meter weit transportiert werden.“

K1 ist mit einem Zaun gesichert. Der
Hügel ist die am stärksten strahlende Depo-
nie. Frei zugänglich sind dagegen zahlreich
Gruben und Teiche in der Umgebung, bis
zum Rand angefüllt mit Uranschlamm. Zum
kleinen Teil sind sie mit Erde abgedeckt.

Uran für die ehemalige
Sowjetunion

Hier in Mydlovary, 15 Kilometer nord-
östlich von Budweis war bis zum Jahr 1991
eine Uranerzaufbereitungsanlage für tsche-
chisches Uran in Betrieb. Exportiert wurde
der tödliche Rohstoff, der für Atomwaffen
wie für Kernkraftwerke benötigt wird, in
die damalige Sowjetunion. In Tschechien
wird noch Uran abgebaut und verarbeitet.
Diese Anlage aber ist still gelegt. Riesige
Flächen mit radioaktiv verseuchtem Uran-
schlamm sind zurückgeblieben. Die Kosten
für eine ordnungsgemäße Sanierung wären
gigantisch und würden Tschechien überfor-
dern. Wie lange muss das Material teuer
überwacht werden? Franz Daschil: „Eine
Million Jahre.“ �

© Bilder und Artikel: Heinrich Breidenbach
(Salzburger Fenster, 06.03.2002)

RADIOAKTIVITÄTS-MESSUNGEN IN DER TSCHECHISCHEN URANSCHLAMM-DEPONIE MYDLOVARY

Eine Million Jahre Strahlung
SF-Redakteur Heinrich Breidenbach war als "Assistent" eines mit offizieller tschechischer
Genehmigung ausgestatteten Expertenteams der PLAGE bei Radioaktivitätsmessungen in den
Uranschlamm-Deponien von Mydlovary dabei.

Was aussieht wie
beschauliche
Badetümpel, ist für
Tschechien und
Nachbarländer ein
gigantisches Umwelt-
problem. Die
Hinterlassenschaft
einer unverantwortli-
chen Atompolitik.

Anwalt Ed Fagan
und PLAGE-
Aktionsleiter
Thomas Neff auf
der Deponie K1 bei
Mydlovary.
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Persönliche PLAGE-Kurzstellungnahmen

Wer das ganze nochmals
durchdenken will, dem schicken
wir gerne die PLAGE-Stellung-
nahmen zu:

� Presseaussendung gegen das
FPÖ-Volksbegehren vom 1.8.
2001 (als der VB-Einstieg der
Kronenzeitung noch nicht be-
schlossen war und deshalb ein

A
llein die Anliegen im per-
sönlichen Motto des Ob-

manns (s. unten) müßten hin-
länglich zeigen, daß die Befür-
wortung des Unterschreibens
nicht – wie vielfach suggeriert -
einfach mit FP-Lastigkeit gleich-
gesetzt werden konnte. Bei Ei-
nigkeit hierüber konnte es dann
nur darum gehen, was in
demokratie- und atompoliti-
scher Hinsicht taktisch nützli-
cher war. Oder weniger kata-
strophal. Denn daß der Atom-
karren von der österreichischen
Bundespolitik, einschließlich
schon der vorangegangenen
SPÖ-ÖVP-Regierung, über die
Jahre völlig verfahren wurde,
machte eine gründlich überleg-
te Entscheidung zum Volksbe-
gehren in jedem Fall zur Qua-
dratur des Kreises.

Was der PLAGE-Vorstand mit
deutlicher Mehrheit nun "in
demokratie- und atom-
politischer Hinsicht" als "tak-
tisch nützlicher" erachtete, le-
sen Sie nebenstehend in dem
Leserbrief, den Heinz Stockinger
noch in der VB-Woche an die
Salzburger Nachrichten schrieb.
Was er den SN vorwarf, gilt
ebenso für den ORF-Salzburg,

TEMELÍN-VOLKSBEGEHREN

dem die PLAGE-Position eben-
so bekannt war und der sie ganz
ähnlich amputierte, ja auf den
Kopf stellte. Es zeigt für das
Land Salzburg eine mediale
Gleichschaltung, die sich bun-
desweit ebenso nachweisen läßt
und die der Einseitigkeit der
Kronenzeitung um nichts nach-
stand. Es zeigt gleich doppelt die
Gleichschaltung und die Unmög-
lichkeit, außerhalb der "Krone"
eine begründete Stellungnahme
pro Unterschreiben (einschließ-
lich Kritik an der FP-Atom-
politik) unterzubringen: nämlich
auch dadurch, daß die SN auch
von dieser Richtigstellung – sei-
tens einer Organisation, die den
Medien ansonsten gut genug ist
– kein Wort druckten.

Die Begründung der PLAGE-
Position war aber noch wesent-
lich detaillierter, ausgefeilter,
gründlicher als in diesem Leser-
brief.

Die wesentlichen PLAGE-Pa-
piere zum Anti-Temelín-VB
würden jedoch den PN-Rahmen
sprengen. Sich durchaus auch
nachträglich über das, was da
gelaufen ist klarer zu werden,
könnte freilich nützlich sein für
ähnliche Zerreißproben der

Zukunft: immerhin riß es die
Atomgegner fast auseinander,
alle Parteien bekamen ein mas-
sives Glaubwürdigkeitsproblem,
zwischen ÖVP und FPÖ kam es
überhaupt fast zur Kernspaltung,
die Medien polarisierten sich in
zwei Blöcke, Stellungnahmen
von Prominenten und sogar von
Kirchenseite erregten zusätzlich.

Nachwehen
Volskbegehren sollten, wie der Name schon sagt, Initiativen von Bürgern
vorbehalten bleiben. Das umstrittene Volksbegehren einer Partei, die das
Anliegen kraft ihrer Regierungsmacht vertreten hätte können, hinterließ
auch in der PLAGE gespaltene Gefühle.

PLAGE-Obmann
Heinz STOCKINGER:

"Ich unterschreibe dieses
Volksbegehren ebenso, wie ich
für die Aufrechterhaltung der
Neutralität, gegen einen
NATO-Beitritt und für zwei-
sprachige Ortstafeln in ge-
mischtsprachigen Gebieten
stimmen würde, und wie ich
etwa gegen den Bildungsab-
bau unterschrieben habe!"

Stellv. PLAGE-Obfrau
Maria FELLNER:

"Die Bundesregierung hat mit
allen Beitrittswerbern das
Energiekapitel abgeschlossen.
Jetzt müssen wir Atomstrom
aus den osteuropäischen Kern-
kraftwerken hereinlassen. Es
wäre unfair, jetzt mit Tsche-
chien einen einzelnen Beitritts-
werber zu prügeln und ihn
nicht in die EU zu lassen."

Leserbrief von PLAGE-Obmann Heinz Stockinger am 16.1.02 an die
Salzburger Nachrichten:

„Den FP-Spieß umgedreht...“

Die SN haben zum Volksbegehren "Veto gegen Temelín" lediglich die
Meinung unserer stellvertretenden Obfrau Maria Fellner wiedergege-
ben, die sich gegen die Unterzeichnung ausspricht. Diese Meinung ist
natürlich erheblich und veröffentlichenswert, da Maria Fellner be-
kanntlich innerhalb der PLAGE die Hauptbetreiberin des Widerstan-
des gegen Temelín ist. Der übrige PLAGE-Vorstand jedoch vertritt
die Position, das Volksbegehren zu unterschreiben. Von dieser, also
von der tatsächlichen PLAGE-Position bleibt in den SN nichts übrig
als: "abweichend von der offiziellen PLAGE-Linie (unterschreibt Maria
Fellner nicht)". Dem können Leserin und Leser keine Begründung,
kein Argument entnehmen, weswegen die überwiegende PLAGE-
Mehrheit den Gang ins Volksbegehrenslokal befürwortet: weder, daß
die PLAGE den FP-"Spieß" umdreht und das Begehren zu einer
Abrechnung mit den haarsträubenden Inkonsequenzen der FP-Atom-
politik nützt; noch das Hauptmotiv, daß ein schwaches Ergebnis inner-
wie außerösterreichisch als Rückgang der Atom- und Temelíngegner-
schaft ausgelegt würde: wie sollte sich die VP-FP-Regierung veranlaßt
sehen, wirksamer als bisher schärfere Sicherheitsauflagen für Temelín
auszuverhandeln? Zusätzlich gar noch gegen andere Atomanlagen und
–projekte, etwa die geplanten deutschen Atommüllager, nachhaltig
aufzutreten? Ja, bei Widerstand etwa aus Frankreich bestünde die
Gefahr, daß nicht einmal auf Aufnahme der äußerst dürftigen Brüsse-
ler Ergebnisse des "Melker Prozesses" in den Beitrittsvertrag Tsche-
chien – EU bestanden würde; damit würden sie nicht Bestandteil des
EU-Rechts, wären nicht einklagbar – weder im Fall Temelín noch im
Fall französischer oder anderer EU-Atomkraftwerke, die teilweise
analoge Schwächen wie Temelín aufweisen. Darum bleibt der Druck
auf die Bundesregierung, auf Tschechien und die EU so wichtig.
Solcher Druck ist bei wenig Unterzeichnern des Volksbegehrens
nicht vorstellbar. Darum tritt die PLAGE dafür ein zu unterschreiben.

Eine Vetodrohung kann jederzeit fallengelassen werden. Sobald von
tschechischer Seite zumindest substantiellere Zugeständnisse in puncto
Temelín gegeben sind, ist nach PLAGE-Ansicht der Weg des Nachbar-
landes in die EU umgehend freizugeben. Vorher aber scheint es uns
fahrlässig, dieses in der EU mehrfach - auch für weniger vitale
Lebensinteressen ! - angewandte Instrument aus der Hand zu geben.

Wir ersuchen Sie, dies zumindest als Leserbrief umgehend abzudru-
cken, d.h. so, daß Ihre Leser noch vor Ablauf der VB-Frist über die
tatsächliche PLAGE-Position unterrichtet werden.
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licka (...) hervor." (Die Presse,
25.1.02) In einer der wichtige-
ren tschechischen Zeitungen,
Lidové noviny, wird eine Wo-
che nach dem Volksbegehren
im Titel und am Ende eines ver-
nichtenden Artikels über
Temelín die Frage gestellt: "Wa-
rum eigentlich, Herr Premier
(Zeman), kämpfen wir mit den
Österreichern?", wenn das
Werk derart unsinnig ist. Und
zu EU-Kommissionspräsident
Romano Prodis "dickem Lob"
siehe den Ausriß aus dem Neu-
en Volksblatt. �

Zerreißprobe für die Regierung
Wem die gegenwärtige Koalition ein Dorn

im Auge ist, hätte durchaus so weit
überlegen können, daß das Volksbegehren

zu unterschreiben der Regierung –
einschließlich der FPÖ - beileibe nicht
unbedingt nützen mußte. Diese Sicht

bestätigen auch die nach dem VB geringe-
ren Sympathiewerte für die FPÖ. Und die

Sache ist noch nicht ausgestanden: die
hochgelegte Erwartungslatte der Unterzeich-

ner birgt noch Sprengkraft...
(Karikatur: KURIER, 08.11.2001)

Flop wirklich allein der FP-Ur-
heberschaft zugeschrieben wer-
den hätte können und insofern
für den österreichischen Anti-
atom-Widerstand innen- wie
außenpolitisch kaum eine Schwä-
chung gebracht hätte).

� Diskussionsthesen zum VB
der FPÖ, dem übrigen PLAGE-
Vorstand vorgelegt vom Ob-
mann Anfang Dezember 2001.

� Presseaussendung "PLAGE
zum Anti-Temelín-Volksbegeh-
ren" vom 9. Jänner 2002, also
vor Beginn der Eintragungs-
woche.

� Aussendung an die Aktivist/
inn/en vom 16. Jänner, also zwei
Tage nach VB-Beginn: die wohl
prägnanteste Erläuterung der
PLAGE-Position und ihres Zu-
standekommens.

� Thesenpapier "Von der FPÖ
als Instrument der Gegner der
Öko-Bewegung". Heinz
Stockinger folgert darin aus Auf-
fälligkeiten in den Abläufen um
das VB einen Mechanismus, der
der Umwelt- und jeglicher gro-
ßen kritischen Bewegung im Lan-
de auch in Zukunft noch zu schaf-
fen machen könnte...

Abschließend sollte noch die
allzu pauschale und kategorische
Aussage etwas zurechtgerückt
werden, das Volksbegehren habe
sowieso nichts bewirkt bzw Ös-
terreich in Sachen Temelín nur
noch weiter ins Abseits gerückt.
"Tschechien würde sich neuen
Verhandlungen über die stritti-
gen Probleme mit Österreich
möglicherweise nicht verschlie-
ßen. Das geht aus einem Radio-
Interview des stellvertretenden
Außenministers (und Temelín-
Chefunterhändlers) Pavel Te-

"915.220 ÖsterreicherInnen haben unterschrieben.
Der Großteil von ihnen – so nehme ich einmal an –
aus Angst vor einer nuklearen Katastrophe in Temelín
und in der Überzeugung, mit ihrer Unterschrift etwas
dagegen tun zu können. Etwa ebenso viele
ÖsterreichInnen beziehen täglich Atomstrom. Nur ein
Bruchteil von ihnen – mit Sicherheit weit weniger als
5.000 (!) – haben die Liberalisierung des Strom-
marktes genutzt, um tatsächlich NEIN zu Atomstrom
zu sagen.

Tatsache ist nun mal, dass die billigsten Anbieter am
Markt den höchsten Anteil an Atomstrom haben.* Und
wenn die Stromrechnung ein paar hundert Schilling
mehr im Jahr ausmacht, sind die Ängste vor Temelín
und die Sorgen um die Zukunft unserer Kinder nicht
mehr soooo wichtig.

Allen 915.220 UnterzeichnerInnen sei daher empfoh-
len: Wechseln Sie Ihren Stromlieferanten, falls Ihr
jetziger auch Atomstrom verkauft. Dann wird Ihre
Unterschrift gegen Temelín wirklich glaubwürdig."

* Zur Frage, wie Atomstrom "billig" wird,
vgl. zB PN 2/2001, S. 4.

(Aus dem
Editorial von Christian Brandstätter in "die neue
UMWELT", Zeitschrift der Umweltberatung Öster-

SVZ, 07.01.2002

"Temelín-Erbauer
CEZ wird zum Laden-
hüter."
(Überschrift zu einem Kommentar im
Wirtschaftsblatt vom 18.12.2001. "Die
Wunschvorstellung" der tschechischen
Regierung, "neun Milliarden Euro" aus
der CEZ-Privatisierung zu lukrieren,
einnere "an Zeiten, als die Dinosaurier
die Erde beherrschten. Selbst für
Atommultis rechnet sich das heutzutage
nicht mehr. Die britische International
Power hat das den Tschechen am
deutlichsten vor Augen geführt: Mit einem
CEZ-Angebot von bloss 1,4 Milliarden
Euro." Da erhebt sich die Frage nach
dem Wert des AKW Temelín, und wieder
einmal nach der "Billigkeit" von
Atomstrom und nach denen, die seine
wirklichen Kosten bezahlen. Den Temelín
hat bereits rd. 100 Mrd. Kronen
gekostet. Also rd. 40 Mrd. Schilling. Also
rd. 3 Mrd. Euro. Und Temelín ist die bei
weitem riesigste Einzelinvestition der
Kraftwerksbetreiberin CEZ. Diese besitzt
aber eine Vielzahl weiterer Kraftwerke.
Der Wert der CEZ müßte also ein
Vielfaches der von den Briten gebotenen
1,4 Mrd. Euro betragen, gerade dank
Temelín, wenn das AKW tatsächlich
günstig Strom produzierte. Offenbar aber
ist gerade das Gegenteil der Fall und ist
Temelín wertlos, ein Minuswert, ein
Investitionsrisiko, zu übernehmen
offenbar nur, wenn andere – die
tschechische Allgemeinheit – den
Unterschied zwischen seinem angeblichen
Wert und seinem wahren, dem Minus-
Wert, tragen.)
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 �����  31. Okt. 2001

Mahnwache gegen EU-
Verheugen und "Melker
Prozeß"
am Grenzübergang Salzburg-
Freilassing. EU-Erweiterungs-
kommissar Günther Verheu-
gen hatte das Melker Abkom-
men zu Temelín für erfüllt er-
klärt. "Seine Sorge gilt aus-
schließlich dem Zeitplan für
den tschechischen EU-Beitritt.
Ein GAU hält sich aber auch an
keinen Zeitplan", kritisieren
die Teilnehmer. PLAGE-Obfrau
Maria Fellner: "Wir wollen mit
der Mahnwache am Grenzü-
bergang verdeutlichen, daß
Strahlen keine Grenzen ken-
nen."

 �����  10. Nov. 2001

Sehr erfolgreiche
Sammelaktion der
5. Klasse BG Schärding
für Solarkocheraktion
Offizielle Übergabe von
EUR 1600,- (öS 22.000,-) für
die Solarkocheraktion durch
eine 5. Klasse des BG
Schärding an die PLAGE. Der
gesamte Betrag wurde durch
unterschiedliche Aktivitäten
allein von dieser Klasse ge-
sammelt.

 �����  9.-11. Nov. 2001

Gegen Ohu-Atommül-
lager: Riesentransparent
über der Salzach
Eine Gruppe junger Salzburger
meldet sich spontan im PLA-
GE-Büro: sie will gegen die
deutschen Atommüll-
Zwischenlager was tun. Sie
ziehen eine pfundige Aktion
am Makartsteg auf, u.a. mit
einem Riesentransparent. Das
ganze Wochenende über sam-
meln sie Einwendungen gegen
das „ZwiLag“ beim KKW Isar I
und II nahe Ohu/Landshut.

 �����  24. Nov. 2001

„Temelín brennt ...
Deutschland pennt!“
Die Aktion am (ehemaligen -
je nach Schengen-Switch auch
aktiven) Grenzübergang nach
Freilassing sollte unsere deut-
schen Nachbarn, konkret die
rot-grüne deutsche Bundesre-
gierung, aufwecken, die in
Sachen Temelín manchmal
entsetzt aufheult, um dann
wieder intensiv rein gar nichts
zu unternehmen. Den Stau
(etwa 5 km) besorgten die
Autofahrer selbst – es war der
erste Einkaufssamstag im Ad-
vent.

„Temelín brennt ... Deutschland pennt!“: Mit bei den Demonstranten: Rechtsanwalt Ed Fagan (3. v.l.). Es war
zwar die erste Grenzblockade in seinem Leben, wie der US-Anwalt danach bekannte. Er hat sich aber absolut
professionell verhalten, wie alle anwesenden Salzburger Demo-Profis bekundeten. Und er hat es genossen.

Die unendliche Geschichte:
Landesrat Oberkirchner –
Landesrätin Widrich – Landes-
hauptmann-Stellvertreter
Buchleitner – Landes-
hauptmann-Stellvertreterin
Burgstaller. Beim vierten Ge-
sundheits-Ressortchef im Land
Salzburg ist die PLAGE inzwi-
schen vorstellig, um Nutzen
und Risiken medizinischer
Strahlenanwendungen im Bun-
desland Salzburg transparen-
ter zu machen und durch ge-
zieltere Ausschaltung überflüs-
siger Anwendungen, insbeson-
dere beim Röntgen, die
Strahlenbelastung zu reduzie-
ren.
Am "Runden Tisch", zu dem
Radiologen-Vertreter Dr.
Ortner und die PLAGE, zu spät
aber bis dahin ebenfalls einge-
bundene Gebietskrankenkasse
(GKK) und Arbeiterkammer

 �����  4. Dez. 2001

Wegen Strahlenpaß beim "König"
(AK) eingeladen wurden, sagte
Landessanitätsdirektor Dr.
Christoph König die Ausarbei-
tung eines Entwurfes nunmehr
bis Ende März 2002 zu. Dieser
soll sodann an den "Runden
Tisch" zur Stellungnahme ge-
hen. Ein derartiger Entwurf
war bereits von LH-Stv. Ger-
hard Buchleitner für den
Herbst des Jahres 2000 (!)
versprochen worden... Die
unglaubliche Verzögerung liegt
nicht am mangelnden Willen
der Landessanitätsdirektion,
sondern an der eher noch zu-
nehmenden personellen Unter-
bestückung solcher für die
Gesellschaft wesentlicher
Dienste der Öffentlichen Hand.
Verantwortlich: die entschei-
denden Politiker und Politiker-
innen. Doch PLAGE-Geister
vergessen nicht...

 �����  30. Nov. 2001

Atomdiskussion in der
HBLA Ursprung
Jugendreferent Peter Machart
stellt sich zwei Maturaklassen
der HBLA Ursprung (Dr. Win-
fried Herbst) für Diskussionen
rund ums Thema Atom.

 �����  Dezember 2001

Geschafft: PLAGE im
neuen Domizil
Unter tatkräftiger Unterstüt-
zung mehrerer PLAGEgeister
erfolgte im Dezember unser
Umzug vom Schloss Arenberg
in unser neues Domizil
Nonntaler Hauptstraße 86.
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Mahnwache am 31. Oktober 2001 am Grenzübergang nach Freilassing:
Protest gegen die Anerkennung des „Melker Prozesses“ durch EU-
Erweiterungskommissar Günther Verheugen.

Es waren hervorragende Dörr-
pflaumen, die PLAGE-Sprecher
Heinz Stockinger da bei Natur-
kost Gfrerer in Salzburg einge-
kauft hatte. Eine renommierte
Bio-Marke: neuform. Allerdings,
die Pflaumen kamen aus Süd-
frankreich. Da einem ordentli-
chen PLAGE-Geist bewußt ist,
daß in Frankreich die "Konser-
vierung mit ionisierenden Strah-
len" für eine ganze Reihe von
Früchten bzw Obstsorten erlaubt
ist, stand für Stockinger über
den Pflaumen doch ein Frage-
zeichen. Noch dazu, da er einige
Zeit davor auf den Packungen
getrockneter Feigen und Maril-
len einer anderen Bio-Firma den
Aufdruck gefunden hatte: "Ga-

 �����  19. Februar 2002

rantiert unbestrahlt."
Um sicherzugehen, richtete
Stockinger eine briefliche An-
frage an die Firma neuform in
Deutschland. Deren Antwort
vom 19.2.2002 ist eindeutig:
"(...) die konservierende Be-
strahlung von Produkten bzw.
von Zutaten von Produkten, die
zum neuform-Vertragswaren-
sortiment gehören, (ist) gemäß
unseren strengen Qualitäts-
richtlinien nicht zulässig." Da-
her "werden auch nur Rohwaren
eingesetzt, die diesen Qualitäts-
anforderungen genügen und die
daher auch nicht bestrahlt sind.
Dies gilt selbstverständlich auch
für unsere französischen Pflau-
men."

Bio-Firma: Keine strahlenkonservierten
Dörrpflaumen

Großtransparent am
Makartsteg gegen die

geplanten Atommüll-Lager in
Bayern. Das eindrucksvolle
Szenario hat eine Gruppe

junger AtomgegnerInnen aus
Salzburg organisiert.

 �����  21./26. Feb. 2002

Erster Praxis-Test für
Hiroshima-CDrom
Nachdem die PLAGEgeister
Andrea Zocher und Peter
Machart ihre Semesterferien
dazu genutzt hatten, das Vi-
deo zum Hiroshima-Projekt
(vgl. PN 4/2001) fertig zu
schneiden, findet heute der
erste Beta-Test in einer vier-
ten Klasse des CDG in Salz-
burg statt. Durch Feedback-
Bögen können die Schüler-
innen und Schüler Verbesse-
rungsvorschläge machen, die
auch gleich für den zweiten
Testtermin (26.2.2002) in ei-
ner Parallelklasse berücksich-
tigt werden.

 �����  14. Jän. 2002

Nenning pro "KOALA"
Eine „Koalition atomfreier Län-
der (KOALA)“: in einer seiner
Kolumnen zum Anti-Temelín-
Volksbegehren geht Günther
Nenning zentral auf das KOA-
LA-Konzept ein. Unter ande-
rem listet er die atomfreien
Länder in Europa auf, um zu
folgern: "Das wären die natür-
lichen Bündnispartner Öster-
reichs, um in der EU eine Anti-
Atom-Linie durchzusetzen.
Schon seit langem fordert dies
der Dachverband Anti-Atom-
International", in den die PLA-
GE dieses strategische Kon-
zept ursprünglich eingebracht
hat. Nenning: "Österreich ist
nicht isoliert, sondern eine
Vorhut der Vernunft."

 �����  7./8. Feb. 2002

PLAGE-Jugendreferent
im Christian-Doppler-
Gymnasium
Anti-Atom-Vorträge und Dis-
kussion mit PLAGE Jugend-
referent Peter Machart in den
Klassen 4b und 4c des Christi-
an-Doppler-Gymnasiums
(CDG) Salzburg (bei Mag.
Müllner-Pillwein).

Da die PLAGE eben nicht aus
Voreingenommenheit gegenü-
ber den Nachbarn mehrheitlich
das Unterschreiben des FP-
Volksbegehrens "Veto gegen
Temelín" befürwortet hat,
schlägt Obm. Heinz Stockinger
sofort nach dem VB dem
tschechischen Botschafter, Jiri
Grusa, eine Begegnung vor,
bei der beide Seiten demonst-
rativ bekunden sollen, daß der
heftige Konflikt in der Causa
Temelín für sie in keiner Weise
mit generellen Vorurteilen ge-
gen das jeweilige Nachbarland
einhergeht. Und daß die Atom-
Auseinandersetzung bei nie-
mandem derartige Vorurteile
rechtfertigt.
Tschechiens höchster Vertreter
in Österreich geht auf diesen
Vorschlag postwendend ein.
An dem Gespräch in der
Tschechischen Botschaft in
Wien nehmen auch Global
2000 (als Mitorganisator), die
Oberösterreichische Plattform,
der Dachverband Anti Atom

International (AAI) und der
Österreichische Naturschutz-
bund (ÖNB) teil. Sie alle beto-
nen: "Unsere Aktionen gegen
das AKW Temelín schmälern in
keiner Weise unsere positive
Grundeinstellung zu Tschechi-
en. Und abgesehen vom Pro-
blem Temelín befürworten wir
voll und ganz einen EU-Beitritt
des Landes, falls die
Bevölkerungsmehrheit in
Tschechien ihn wünscht." In
dem ausgesprochen freundli-
chen und konstruktiven Ge-
spräch merkte Botschafter
Grusa an, daß es nach dem
Volksbegehren zwar noch
schwieriger geworden sei, in
seiner Heimat breiteres Ver-
ständnis für Österreichs Atom-
Position zu schaffen, er des-
halb aber umso erfreuter über
die klare Freundschafts-
bekundung der österreichi-
schen Atomgegner-NGOs sei
und diese Einstellung auch bei
jeder sich bietenden Gelegen-
heit herausstreichen werde.

 �����  15. Feb. 2002

Österreichische Atomgegner
beim tschechischen Botschafter
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In mehreren Ausgaben des
Strahlentelex (bes. Nr. 346-347/
2001) ist geradezu erschütternd
nachzulesen, wie die deutsche
Bundesregierung die umfassen-
de EU-Richtlinie 96/29 zum
Strahlenschutz umgesetzt hat.
Umweltminister Trittin hat sich
von den kritischen Strahlen-
schutzexperten von vornherein
weitgehend abgeschottet und
lieber großteils auf die Fach-
beamten der alten Regierung
Kohl verlassen. So "gelang" es,
unter Rot-Grün den Strahlen-
schutz in Deutschland in vielfa-
cher Hinsicht zu verschlechtern,

DEUTSCHLAND

Unter Rot-Grün:

Schwangere leichter röntgen!

dies aber gleichzeitig in der Öf-
fentlichkeit weitgehend zu ver-
schleiern.

Ein Beispiel: Sogenannte Kon-
trollbereiche in Atomanlagen
bringen ein erhöhtes Risiko ra-
dioaktiver Belastung mit sich.
Bisher war für schwangere Frau-
en die Arbeit in Kontrollberei-
chen verboten. Der neuen Strah-
lenschutzverordnung (StrSch-
VO) zufolge sollen sie es künftig
dürfen. Und für Jugendliche ent-
fallen künftig die Zutritts-
beschränkungen für Kontroll-
bereiche. – Die junge Genera-
tion sagt danke!

Strahlendosen (zB durch Röntgen) summieren sich im
Lauf eines Lebens (kumulativer Effekt).

Der PLAGE Strahlenpaß

Aus der Internet-
Homepage
www.atommuell-
zwischenlager.de

(Tschechiens Parlamentspräsident Vaclav KLAUS von der Partei ODS, schon in seiner
Zeit als Ministerpräsident ein blinder Verfechter Temelíns und der Atomenergie. –
Kronenzeitung, 17.10.2001)

�����

Ihre Aufzeichnung ist daher medizinisches Gebot und elementa-
res Informationsrecht. Gemeinsam mit Biophysiker Dr. Franz
Daschil hat PLAGE-Mitarbeiter und Heilmasseur Thomas NEFF
einen Strahlenpaß entwickelt. Darin lassen sich Röntgenuntersu-

chungen, nuklearmedizinische Behand-
lungen und andere mögliche Strahlen-
belastungen übersichtlich aufzeichnen.
Der Strahlenpass stellt nicht den
grundsätzlichen Wert des Röntgens in
Frage, trägt aber dazu bei, die Über-
sicht zu bewahren, um zB durch nutz-
bare bestehende Aufnahmen neue Un-
tersuchungen zu reduzieren oder zu
vermeiden. Bestellschein s. unten.

Ich bestelle den Strahlenpass per Nachnahme

� __1__ Stück für EUR 10,17 (S 140 )

� _____ Stück (minimum 4 Stk) zu je EUR 5,81 (S 80 )


